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Vorwort

„Verfassungsrecht in der Praxis“ – Der Titel bezeichnet prägnant Gegenstand und Per-
spektive der in diesem Handbuch versammelten Beiträge und bedarf doch der weiteren
Erläuterung. Die Verfassung, das in ihr normierte Recht bildet das Fundament unserer
nationalen Rechtsordnung. Dies gilt zuvörderst für das Grundgesetz als Verfassung des
Bundes, das in diesem Jahr 75 Jahre alt wird, aber auch in dem vorgegebenen Rahmen für
die Landesverfassungen. Der Begriff des Fundaments bezeichnet die Basis, auf der die
gesamte Rechtsordnung steht. Der Begriff der Normenhierarchie assoziiert hingegen eine
Stufenfolge des Rechts, auf deren obersten Stufe die Verfassung angesiedelt ist. Beiden
Bildern gemein ist die darin zum Ausdruck kommende Maßgeblichkeit der Verfassung für
jedes weitere staatliche Handeln. Art. 1 Abs. 3 GG spricht diese Bindung aller verfassten
Staatsgewalt speziell mit Blick auf die Grundrechte des Grundgesetzes aus, Art. 20 Abs. 3
GG bindet in allgemeinerer Form jede staatliche Gewalt an die gesamte verfassungsmäßige
Ordnung. Dieser Vorrang der Verfassung ist ein Geltungsvorrang, aufgrund dessen ins-
besondere keine Norm niederen Ranges der Verfassung widersprechen darf, ohne dass sie
das Verdikt der Unwirksamkeit trifft. Soweit es um nachkonstitutionelle Parlamentsgesetze
geht, bedarf es freilich der verbindlichen Feststellung durch das Verfassungsgericht. Maßstab
für das Verfassungsgericht ist grundsätzlich die Verfassung, für das Bundesverfassungsgericht
das Grundgesetz, die Landesverfassungsgerichte die jeweilige Landesverfassung. Bringen die
Verfassungsgerichte auf diese Weise die Verfassung im Rahmen ihrer Kontrolltätigkeit „in
der Praxis“ zur effektiven Geltung und Entfaltung, verlangt sie natürlich bereits bei Setzung
des einfachen Rechts durch den Gesetzgeber Beachtung. So weist sie Kompetenzen zur
Rechtssetzung zu, setzt dem Normgeber inhaltliche Grenzen, fordert teilweise von ihm
Tätigwerden und gibt ihm anzustrebende Ziele vor. Gesetzgebung erschöpft sich indes
nicht in bloßem Verfassungsvollzug. Vielmehr belässt die Verfassung dem Gesetzgeber
notwendig einen mehr oder weniger weiten Spielraum der eigenständigen Gestaltung,
innerhalb dessen auch unterschiedliche politische Konzepte verwirklicht werden können.
Das einfache Recht hat insoweit einen relativen Selbststand. Dies entspricht gerade auch
der verfassungsrechtlichen Ordnung, die dem demokratisch legitimierten Gesetzgeber diese
Gestaltungsaufgabe zuweist. Folgerichtig haben die beiden anderen Gewalten, Exekutive
und Judikative, bei ihrem Handeln vorrangig das einfache Recht zu beachten und an-
zuwenden. Dieser Anwendungsvorrang steht nicht im Widerspruch zum Geltungsvorrang
der Verfassung, der einen möglichen Widerspruch zwischen einfachem und Verfassungs-
recht auflöst. Allerdings kommt die Verfassung nicht nur im Falle eines solchen Wider-
spruchs ins Spiel. Tatsächlich wirken „in der Praxis“ des behördlichen und gerichtlichen
Rechtsalltags ihre Grundentscheidungen, ihre Prinzipien in die Auslegung und Anwen-
dung des einfachen Rechts hinein. Nicht nur der Gesetzgeber selbst konkretisiert bei
Setzung des einfachen Rechts – bei aller Gestaltungsfreiheit – die Verfassung, sondern auch
die Exekutive und Judikative setzen diesen Prozess im Rahmen ihrer jeweiligen Funktion
weiter fort. Entsprechend sind die einzelne Sach- bzw. Lebensbereiche regelnden Teil-
rechtsordnungen – auch – verfassungsgeprägt. Dies gilt für das gesetzte einfache Recht wie
für seine Auslegung durch Behörden und Gerichte. Dieser verfassungsrechtlichen Prägung
und damit dem „Verfassungsrecht in der Praxis“ des Rechtsalltags gehen die hier ver-
sammelten Beiträge nach. Natürlich ist die verfassungsrechtliche Prägung in den verschie-
denen Sach- und Lebensbereichen durchaus unterschiedlich intensiv, kommen auch neben
den allgemeinen verfassungsrechtlichen Prinzipien jeweils spezifische Verfassungsnormen
verstärkt zur Geltung. Dabei nehmen die Darstellungen nicht die Position des Verfassungs-
interpreten ein, der eine Verfassungsnorm auslegt und hieraus einzelne Ableitungen vor-
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nimmt, sondern die Perspektive des in einem Spezialgebiet kundigen Experten vom ein-
fachen Recht auf das Verfassungsrecht.

Das Gesamtwerk lebt daher von der speziellen Expertise seiner Autoren. Die Heraus-
geber freuen sich, dass sie jeweils so versierte Fachleute für das Projekt begeistern und als
Autoren gewinnen konnten. Die Weite des Themas spiegelt sich nicht nur in den breit
gefächerten – gewiss noch erweiterungsfähigen – Spezialgebieten des Handbuchs wider,
sondern auch in den unterschiedlichen Professionen der Autoren. Diese bringen aufgrund
ihrer zumeist langjährigen professionellen Tätigkeit als Kommunal- und Ministerialbeamte,
Rechtsanwälte, Richter und Hochschullehrer jeweils ihre spezifischen Erkenntnisse über
die Bedeutung des „Verfassungsrechts in der Praxis“ ein. Mag das Handbuch daher auch
ein besonderes Interesse bei in der Praxis tätigen Lesern finden, hoffen Herausgeber und
Autoren doch, dass es auch darüber hinaus einem interessierten Publikum die Verfassungs-
bezüge der einzelnen Referenzgebiete auf dem aktuellen Stand präsentieren kann.

Herausgeber und Autoren danken dem Beck-Verlag und insbesondere Frau Saskia
Henze-Wiskow sowie Herrn Dr. Eisenried als Lektoren für die stets zuverlässige, fürsorg-
liche und zugewandte Betreuung des Projekts.

Düsseldorf/Duisburg im Februar 2024

Andreas Heusch Norbert Ullrich Herbert Posser

Vorwort
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